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Um die Enteignung von Grundſtücken zur Herſtellung einer Straße im öffent⸗ 
lichen Intereſſe ausſprechen zu können, iſt vor Allem nothwendig, daß das 
Unternehmen, zu deſſen Gunſten die Enteignung in Anſpruch genommen 
wird, geſetzlich genau beſtimmt und ſichergeſtellt ſei. 

Ein Straßenzug, der nicht ausſchließlich und unmittelbar das Gebiet zweier 
Gemeinden zu verbinden beſtimmt iſt, ſondern dieſe Verbindung über das 
Gebiet einer anderen dritten Gemeinde erſt ermöglichen ſoll, wird nicht als 
eine Gemeindeſtraße anerkannt. 

Die geſammten Commiſſions⸗ und Vertretungskoſten eines Waſſerrechtsſtreites 
dürfen beim Unterliegen einer Mehrheit von Streitgenoſſen nur dann aus⸗ 
ſchließlich von einem derſelben eingefordert und eventuell zwangsweiſe ein⸗ 
gebracht werden, wenn dieſe Streitgenoſſen früher zur Zahlung in solidum 
verurtheilt worden ſind. 

Auf Grund einer von dem Bürgermeiſter wegen einer gegen ihn begangenen 
Beleidigung erhobenen Privatanklage kann nicht Verurtheilung wegen Belei⸗ 
digung der Gemeinde erfolgen. 
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einen ägyptiſchen Polizeiwachmann auf ägyptiſchem Gebiete. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Um die Enteignung von Grundſtücken zur Herſtellung einer Straße 
im öffentlichen Intereſſe ausſprechen zu können, iſt vor Allem 
nothwendig, daß das Unternehmen, zu deſſen Gunſten die Ent⸗ 
eignung in Anſpruch genommen wird, geſetzlich genau beſtimmt 
und ſichergeſtellt ſei. 
Ein Straßenzug, der nicht ausſchließlich und unmittelbar das 
Gebiet zweier Gemeinden zu verbinden beſtimmt iſt, ſondern dieſe 
Verbindung über das Gebiet einer anderen dritten Gemeinde 
erſt ermöglichen ſoll, wird nicht als eine Gemeindeſtraße anerkannt. 

Seit geraumer Zeit liefen die Verhandlungen unter den im 
Kaunſerthale gelegenen Gemeinden wegen Herſtellung eines praktikablen 
Fahrweges. 
welche eine Trace zur Verbindung mit der im Hauptthale gelegenen 
Gemeinde Prutz in Vorſchlag brachte, die das Gebiet der dazwiſchen 
liegenden Gemeinden Kauns und Kaunſerberg berührt. 

Nachdem ſich die beiden zuletzt genannten Gemeinden zum frag⸗ 
lichen, für ſie allerdings auch unpraktiſchen Projecte nicht gewinnen 
ließen, beſchloß die hauptſächlich an der neuen Trace intereſſirte Ge⸗ 
meinde Kaunſerthal, allein den Bau zu übernehmen, nachdem ſie ſich 
vorher der Unterſtützung des ebenfalls an einem neuen Wege in dieſem 
Sinne ſehr intereſſirten k k. Forſtärars und der Beihilfe der im Haupt⸗ 
thale gelegenen Gemeinde Prutz verſichert hatte. 

Da jedoch der nöthige Straß engrund im gütlichen Wege nicht in 
allen Theilen zu erwerben war, hat die Statthalterei in Innsbruck nach 


Namentlich betheiligt erſchien die Gemeinde Kaunſerthal, 


eingehender Verhandlung auf Grund des Gutachtens der techniſchen 
Organe, ſowie der Finanzprocuratur und der Forſt⸗ und Domänen⸗Direc⸗ 
tion im Sinne der SS 1, 4, 5 und 27 des Straßengeſetzes für Tirol 
vom 12. October 1882, L G Bl. Nr. 30, unterm 7. September 
1883, Z. 16.052, die erforderlichen Expropriations-Erkenntniſſe gefällt. *) 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat im Recurswege mit Er⸗ 
laß vom 3. April 1884, 3. 18 980, nachſtehende Entſcheidung 
getroffen: 

„Um die Enteignung von Grundſtücken zur Herſtellung einer 
Straße im öffentlichen Intereſſe ausſprechen zu können, iſt vor Allem 
nothwendig, daß das Unternehmen, zu deſſen Gunſten die Enteignung 
in Anſpruch genommen wird, geſetzlich genau beſtimmt und ſicher⸗ 
geſtellt ſei. 

Vorliegendenfalls handelt es ſich um eine Straße, welche von den 
Gemeinden Prutz und Kaunſerthal behufs Herſtellung einer beſſeren Ver⸗ 
bindung zwiſchen dieſen Gemeinden, bez. behufs Erleichterung der Communi⸗ 
cation im Kaunſerthale durch das zwiſchenliegende Gebiet der Gemeinden 
Kauns und Kaunſerberg geführt werden ſoll, zu welchem Zwecke Grunde 
parcellen, die in den Gebieten der genannten Gemeinden, ſowie in jenem 
der Gemeinde Kaunſerthal gelegen ſind, in Anſpruch genommen werden. 

Die Statthalterei fand mit Entſcheidung vom 7. September 1883, 
3. 16.052, die von den Gemeinden Prutz und Kaunſerthal angeſuchte 
Enteignung der im Erkenntniſſe bezeichneten, im Gebiete der erwähnten 
Gemeinden gelegenen Grundparcellen mit den darauf haftenden Rechten 
auf Grund des § 27 des Tiroler Straßengeſetzes vom 12. October 
1882, L. G. Bl. Nr. 30, unter der Vorausſetzuug zu bewilligen, daß 
der Fall der Herſtellung eines Gemeindefahrweges im Sinne der SS 1, 
Punkt c, 4 und 5 dieſes Geſetzes vorliege, daher bei der durch die 
gepflogenen Erhebungen conſtatirten Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit 


BE 
| ) Die bezüglichen Paragraphe des Geſetzes lauten: 

8 1. Eintheilung der Straßen und Wege. Die öffentlichen Straßen 
und Wege, inſoferne ſie nicht zu den auf Staatskoſten beſtehenden Straßen oder 
zu den Eiſenbahn⸗Zufahrtsſtraßen gehören, ſind: 

a) Concurrenzſtraßen I. Claſſe, 
N b) Concurrenzſtraßen II. Claſſe, 

e) Gemeindeſtraßen und Wege. 

§ 2. Concurrenzſtraßen I. Claſſe ſind jene, welche für den allgemeinen 
Verkehr von beſonderer Wichtigkeit ſind. 
| § 3. Concurrenzſtraßen II. Claſſe find jene, welche den Verkehr mehrerer 
Gemeinden unter ſich oder nach außen vermitteln. 
| § 4. Gemeindeſtraßen und Wege ſind jene öffentlichen Straßen und Wege, 
welche zur Verbindung im Innern der Gemeinde oder mit benachbarten Gemein⸗ 
den dienen und im letzteren Falle keiner der beiden obigen Kategorien angehören, 
8 27. Enteignung. Das Erkenntniß über Enteignungen bei jeder Kate⸗ 
gorie von Straßen ſteht nach Maßgabe der diesfalls beſtehenden Geſetze und 
Verordnungen den politiſchen Verwaltungsbehörden zu. 

Für die zur Herſtellung, reſp. Erweiterung oder Umlegung von Straßen 
I. und II. Claſſe nach dieſem Geſetze nöthige Grundeinlöſung iſt die Bewilligung 
der Enteignungen von Seite des Landesausſchuſſes bei den betreffenden politiſchen 
Behörden zu erwirken. 
Der 8 5 betrifft die Bauart der Straßen. 
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des projectirten Straßenzuges die angeſuchte Enteignung im öffentlichen | Die geſammten Commiſſions⸗ und Vertretungskoſten eines Waſſer⸗ 
Inkereſſe begründet ſei. rechtsſtreites dürfen beim Unterliegen einer Mehrheit von Streit⸗ 
8 | 1 genoſſen nur dann ausſchließlich von einem derſelben eingefordert 

Das Miniſterium des Innern kann jedoch die Vorausſetzung, und eventuell zwangsweiſe eingebracht werden, wenn dieſe Streit: 
daß hier lediglich die Herſtellung einer Gemeindeſtraße für die die Ent- genoſſen früher zur Zahlung in solidum verurtheilt worden find. 
eignung begehrenden zwei Gemeinden in Frage ſtehe, nicht als begrün⸗ In dem bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft L. anhängig 
det erkennen, da der in Rede ſtehende Straßenzug eben nicht ausſchließ⸗ geweſenen Waſſerrechtsſtreite der Mühlenbeſitzer Franz Kr. und Ferdinand 
lich und unmittelbar das Gebiet der beiden Gemeinden Prutz und R. zu St. Peter gegen die Innerberger Hauptgewerksſchaft, beziehungs⸗ 
Kaunſerthal zu verbinden beſtimmt iſt, ſondern dieſe Verbindung über weiſe die alpine Montaugeſellſchaft wurden die erſtgedachten Parteien 
das Gebiet der Gemeinden Kauns und Kaunſerthal erſt ermöglichen ſoll. mit ihrem Begehren um Zuerkennung eines Schadenerſatzes für die 

Unter dieſen Umſtänden kann aber im Sinne des § 4 des durch die Reconſtruction des Walzwerkes Gemeingrube bisher verurſachte 
Straßengeſetzes und mit Rückſicht auf die in dieſem Geſetze enthaltene Beeinträchtigung des Betriebes ihrer Mühlen und um Verpflichtung des 
Begriffsbeſtimmung der verſchiedenen Kategorien öffentlicher Straßen gegneriſchen Theiles zu entſprechenden Vorkehrungen behufs Hintanhal⸗ 
und Wege nicht von einer zwiſchen Prutz und Kaunſerthal allein aus⸗ tung weiteren Schadens von allen drei Inſtanzen übereinſtimmend 
zuführenden Gemeindeſtraße die Rede ſein, weil dieſe Gemeinden im abgewieſen und Beſchwerdeführer ſchließlich noch im Sinne des § 91 
fraglichen Straßenzuge eben nicht aneinander grenzen, daher auch unter des ſteiermärkiſchen Waſſerrechtsgeſetzes zur Tragung der Commiſſions⸗ 
den obwaltenden thatſächlichen Verhältniſſen nicht als ſolche benachbarte | und Verhandlungskoſten und zum Erſatze der dem Gegner durch ihr 
Gemeinden angeſehen werden können, zu deren Verbindung miteinander Verſchulden verurſachten Koſten des Verfahrens verpflichtet erklärt 
die Gemeindeſtraßen und Wege zu dienen haben. (Erkenntniß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft L. vom 19. November 

Dem Geſagten zufolge iſt dermalen eine geſetzliche Grundlage 1880, 3. 12.195; Entſcheidung der k. k. Statthalterei zu Graz vom 
zur Bewilligung von Enteignungen für ein nach dem Straßengeſetze 8. Jänner 1881, 8. 18.775; Entſcheidung des k. k. Ackerbau⸗ 
gehörig feitgeitelltes Straßenbauunternehmen nicht vorhanden und es miniſteriums vom 2. Juni 1881, 3. 5004). 
findet demnach das Miniſterium des Innern über den von den Gemeinden Unterm 5. Juli 1882, Z. 12.251 de 1881, erließ nun die 
Kauns und Kaunſerberg gegen die Enteignungs⸗Erkenntniſſe der Statt⸗ k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu L. an die vorgedachten Mühlenbeſitzer 
halterei vom 7. September 1883, 3. 16.052, eingebrachten Recurs zu Handen ihres Vertreters den Auftrag, die in dem erwähnten Waſſer⸗ 
dieſe Erkeuntniſſe hiemit zu beheben. rechtsſtreite erwachſenen Commiſſionskoſten per 34 fl. 88 kr., fowie 

Die Statthalterei wird aufgefordert, die Verhandlung wegen Her— die Vertretungskoſten welche von der angeſprochenen Höhe per 824 fl. 20 kr. 
ſtellung der Kaunſerthalſtraße an den Landesausſchuß behufs der dem⸗ auf 212 fl. 20 kr. herabgemindert worden e binnen 14 Tagen 
ſelben nach Vorſchrift des Straßengeſetzes zukommenden Amtshandlung bei Vermeidung der Execution einzubezahlen. Der behördlichen Aufforderung 
in Bezug auf die Feſtſtellung des Straßenbauunternehmens zu leiten. kam nur einer der Streitgenoſſen, nämlich Frauz K., für die Hälfte der 

Von dem Ergebniſſe dieſer Verhandlung wird es ſodann abhängen, e 4 Sl ie ae m 1 uch 5 a ll 
ob und inwieweit Enteignungen zur Durchführung des Unternehmens pflichtig erklärte Genoſſe Ferdinand R. zahlte ſeinen Theil nicht ein. In 
nothwendig und gemäß § 27 des Straßengeſetzes zu bewilligen ſein Folge deſſen wies der k. k. Bezirkshauptmann zu L. mit Verordnung vom 
0 0 5 H 30. September 1883, Z. 14.998, die Gemeindevorſtehung von St. 

5 5 Peter an, auch die zweite Koſtenhälſte von dem zahlungsfähigen und 
. ſolidariſch zahlungspflichtigen Franz K. einzumahnen 

Bemerkung des Einſenders⸗ Gegen dieſe Verfügung, beziehungsweiſe Zahlungsauflage brachte 

Gegenüber dieſer Entſcheidung der Miniſterialinſtanz, wonach eine nun Franz K. einen Recurs an die k. k. Statthalterei zu Graz ein. 
öffentliche Straße, welche zur Verbindung zweier Gemeinden dient, wenn Mit Erlaß vom 6. Juni 1884, 3. 6525, hob die k k. Landesſtelle 
hiezu die Berührung des Territoriums einer dritten Gemeinde nothwendig die beſchwerdlich angefochtene erſtinſtanzliche Verfügung aus nachſtehenden 
iſt, nicht als eine Gemeindeſtraße angeſehen werden kann, muß hervor- Gründen auf: 
gehoben werden, daß man dadurch in Verlegenheit kommen dürfte, „Eine Solidarhaftung mehrerer Mitſchuldner kann nach 8 889 
erſtens beſſere Verbindungsſtraßen herzuſtellen, welche nicht als Concurrenz- a. b. G. B. nicht vermuthet, ſondern muß concreten Falles durch die 
ſtraßen erkannt werden, und um eine ſolche handelte es ſich im vor- Entſcheidung ausgeſprochen werden. Eine ausdrückliche Solidarcondem— 
liegenden Falle auch nicht, anderſeits wie eine ſolche öffentliche Straße, nation bezüglich der Commiſſions⸗ und Vertretungskoſten iſt aber unge⸗ 
welche nicht Gemeindeſtraße und nicht Concurrenzſtraße iſt, kategoriſirt achtet des auf eine genaue Normirung der Koſtenerſatzfrage hinweiſenden 
und behandelt werden ſoll. Nach 8 11 des Tiroler Straßengeſetzes iſt zweiten Abſatzes des § 91 des ſteiermärkiſchen Waſſerrechtsgeſetzes vom 
jede Gemeinde verpflichtet, die nothwendigen Gemeindeſtraßen innerhalb 18. Jänner 1872, L. G. Bl. Nr. 8, weder in dem in der Hauptſache 
ihres Gebietes herzuſtellen, und zwar mit Bezug auf § 4 desſelben erfloſſenen Erkenntniſſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft L. vom 3. No⸗ 
Geſetzes auch ſolche, die zur Verbindung mit benachbarten Gemeinden vember 1880, 3. 12.195, noch auch in dem bezüglich der Vertretungs⸗ 
dienen. Der Umſtand nun, daß dieſe Verbindung über das Territorium koſten nachträglich erfloſſenen Decrete vom 5. Juli 1882, Z. 12.251, 
und reſpective über Grundſtücke geführt werden ſoll, welche nicht zu | enthalten. Es mußte deshalb der recurrirte Auftrag zur zwangsweiſen 
den Gemeinden gehören, welche die Verbindung unter ſich herſtellen Eintreibung der von Ferdinand R. noch nicht abgeſtatteten Vertretungs⸗ 
wollen, ſcheint uns den Charakter einer Gemeindeſtraße für dieſe Ver- koſten per 106 fl. 10 kr. und Commiſſionskoſten per 17 fl 44 kr. 
bindung nicht zu benehmen. von dem angeblich ſolidariſch verpflichteten Franz K. außer Kraft geſetzt 

Eine andere Frage wäre, ob zur Herſtellung einer ſolchen Ver- werden.“ IN: 
bindungsſtraße von Seite der betreffenden Gemeinde die Bewilligung . 
von der autonomen Landesbehörde einzuholen und dieſe dem Expro- Auf Grund einer von dem Bürgermeiſter wegen einer gegen ihn 
priations⸗Erkenntniſſe zu Grunde zu legen geweſen wäre. H. begangenen Beleidigung erhobenen Privatanklage kann nicht 

Verurtheilung wegen Beleidigung der Gemeinde erfolgen. 

*) Die Gemeinden K. und P. haben gegen dieſe Entſcheidung des Mini⸗ Der kek. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 15. Mai 1884, 
ſteriums des Innern die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof eingebracht, 3. 1857, auf die von der Generalprocuratur zur Wahrung des Ge⸗ 
welche aber vom gedachten Gerichtshofe unter dem 7. Juli 1884, Z. 1406, nach ſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des Kreisgerichtes 
1876 1 rk en BR a 5 Er 36 = in Korneuburg als Berufungsgericht vom 15. Juni 1883, 3. 3483, 
erforderlichen Erhebungen id Feſtſtellungen, welch bid l für die 1 zu Recht erkannt: Das Urtgeil des Kreisgerichtes 9 Korneuburg — 
Ausſicht genommene Herſtellung einer Straße aus öffentlichen Rückſichten die Ent⸗ Berufungsgericht vom 15. Juni 1883, Z. 3483, inſoferne hiedurch 
eignung auszuſprechen, in das freie Ermeſſen der Adminiſtrativbehörden fällt. mit Abänderung des freiſprechenden Urtheiles des Bezirksgerichtes in 

Marchegg vom 19. Mai 1883, 3. 280, über die von dem Privat⸗ 
ankläger Peter Ankowitſch dagegen angebrachte Berufung der angeklagte 
Mathias H. der an der Gemeinde Breitenſee verübten Uebertretung der 
Ehrenbeleidigung nach $ 488 St. G. ſchuldig erkannt und deshalb in 
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eine Geldſtrafe von 25 fl., eventuell fünf Tage Arreſt verfällt 8 bei welchen es aus ausdrücklichen Beſtimmungen des Straf⸗ 
ausgeſprochen worden iſt, daß die Koſten des Strafverfahrens nach $ 389 geſetzes (z. B. SS 58, 65, lit. a) oder aus der Natur der Sache ſich 
St. P. O. vom Angeklagten, die des Berufungsverfahrene nach $ 390 ergibt, daß fie nur an inländiſchen Objecten begangen werden können. 
St. P. O. vom Staate zu tragen ſind, werde aufgehoben und ausge- Allein wo ein beſonderer Grund, dies anzunehmen, nicht vorhanden iſt, 
ſprochen, daß durch dieſen Schuldſpruch, ſowie durch die Ueberweiſung wo nicht geſagt werden kann, daß man durch die Anwendung einer 
der Koſten des Berufungsverfahreus auf den Staatsſchatz das Geſetz Straſbeſtimmung auf Angehörige oder Inſtitutionen eines fremden Staates 
verletzt worden ſei. — Gründe: in deſſen politiſche Verhältniſſe eingreift da beſteht um fo weniger Be- 
Peter Ankowitſch, derzeit Bürgermeiſter in Breitenſee, hat in denken, das öſterr. Geſetz anzuwenden, weil ſehr häufig die Straf- 
ſeiner am 16. April 1883, 3. 280, bei dem Bezirksgerichte in March⸗ beſtimmungen, welche öffentliche Einrichtungen ſchützen, mittelbar auch 
egg gegen Mathias H., geweſenen Bürgermeiſter und Ausnehmer in | Privatintereffen ſchützen. So hat man gewiß allen Grund, Urkunden⸗ 
Breitenſee, angebrachten Anklage wegen Ehrenbeleidigung angeführt, ſälſchung, Meineid, ſalſches Zeugniß unter dieſen Geſichtspunkt zu bringen; 
daß derſelbe gegen ihn — Peter Ankowitſch — in den Rechnungs⸗ das Gleiche hat der Caſſationshof bereits mit der Entſcheidung vom 
erläuterungen vom 8. März 1883 beleidigende Ausſälle gemacht und I November lun 3. Richter ai 05 egen Ver⸗ 
ihm vorgeworfen habe, daß er — Peter Ankowitſch — aus den 1 eines ausländiſchen Richters zur Parteilichkeit gethan. Das heute 
Gemeinderechnungen des Jahres 1868 drei Blätter herausgeriſſen und 55 5 1 en Ne e 
dem Anton Weiß durch den Ausgleich eines zwiſchen demſelben und Die Forderung, daß den Organen der Obrigkeit nich al ſamer Wider⸗ 
der Gemeindevertretung beſtandenen Proceſſes ein unberechtigtes Geſchenk ſtand entgegengeſetzt werde, iſt eine in allen Staaten und für alle Staaten 
aus dem Gemeindevermögen gemacht hätte. Peter Ankowitſch hat alſo anzuerkennende en 1 Rechtes; 2 2 entſprochen, daß üre 
in dieſer Anklage nur ſich ſelbſt als den beleidigten Theil bezeichnet, Geltung nicht verläugnet werde, liegt im Intereſſe aller Staaten. Im 
keineswegs aber die Anklage im Namen der Gemeinde Breitenſee erhoben, , Falle 1 en daß 92 S Landes — 
wozu er nach Art. V des Geſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. wurden, das unſere dafelbſt delinquirenden Staatsbürger unſeren Gerichten 
Nr. 8 von 1863, gar nicht berechtigt geweſen wäre, und in dieſem zur Beſtrafung überläßt und alſo, wenn unſer Strafgeſetz auf derartige 
Sinne hat auch das Bezirksgericht in Marchegg die Anklage auſgefaßt, Verletzungen nicht anwendbar wäre dadurch die völlige Schutzloſigkeit 
indem es mit dem Urtheile vom 19. Mai 1883, 3. 280, den Ange- ſeiner Organe gegenüber öſterreichiſchen Verbrechern herbeiführen würde. 
klagten nach gepflogener Hauptverhandlung von der von Peter Ankowitſch Die Nichtigkeitsbeſchwerde ward vom k. k. Caſſationshofe mit Ent⸗ 
als Ankläger gegen ihn erhobenen Anklage freiſprach. Wenn nun das ſcheidung vom 19. Juni 1884, Z. 3558, verworfen und dies bezüglich 
Kreisgericht in Korneuburg als Berufungsgericht über die von dem des erwähnten Punktes folgendermaßen begründet: 
Privatankläger Peter Ankowitſch dagegen im 8 angebrachte | „Der 9 68, auf welchen ſich 8 81 St. G. bezieht, unterſcheidet 
an = bei ser a un den | nicht zwiſchen inländiſchen und ausländischen Behörden, Beamten oder 
athias H. der an der Gemeinde Breitenſee verübten Uebertretung Organen. Aus dem Wortlaute des 8 68 und der ihm verwandten Be— 
der Ehrenbeleidigung nach 8 488 St. G. ſchuldig erkannt und dieſer⸗ ſtimmungen des Strafgeſetzes ergibt ſich, daß dadurch nicht blos eine mate⸗ 
wegen beſtraft, zugleich aber die Koſten des Beruſungsverfahrens auf rielle, ſondern eine ideelle Verletzung des Rechtes abgewendet, den Organen 
a N hat, 5 a 115 1 1 ei das der Obrigkeit, als ſolchen, gleichviel ob innerhalb oder außerhalb des 
eſetz in zweifacher Beziehung verletzt, und zwar: 1. weil zu einem Gebietes, wo das Strafgeſetz Geltung hat, Achtung und Gehorſam ge- 
ſolchen Straferkenntniſſe die 11 1155 a 1 BIN ſichert werden jollie. Anſelm J. iſt einer That angeklagt, welche ein im 
und daher der Nichtigkeitsgrund des „3. 9, lit. c St. P. O. § 81 St. G. vorgeſehenes Verbrechen begründet; und unſer Strafgeſetz 
vorhanden iſt: 2. weil der Spruch bezüglich der Koſten des Berufungs⸗ findet nach S 36 auch auf Verbrechen Anwendung, welche ein öſter⸗ 
w a. a 0 = — 115 1 reichiſcher Unterthan im Auslande begeht. Dazu kommt aber noch, daß 
eruht, da es ſich hier um ein Strafverfahren handelt, welches auf vermöge beſonderer Einrichtungen des hier in Frage kommenden Ortes 
Begehren eines Privatanklägers ſtattgeſunden hat, und in dieſem Falle] die Strafgerichtsbarkeit über J. dem öſterreichiſchen Richter zuſtand, 
die Koſten des Berufungsverfahrens, je nachdem der Berufung ſtatt⸗ welcher ein anderes Strafgeſetz als das öſterreichiſche nicht anwenden darf. 
11 110 En Er bon = 111 oder von dem | Was in Bezug auf die grundſätzliche Bedeutung der gegenwärtigen Ent⸗ 
rivatankläger, nicht aber vom Staate zu tragen find. ſcheidung hinſichtlich der den vorliegenden verwandten ſtrafbaren Hand⸗ 
— ä — lungen in der Nichtigkeitsbeſchwerde angedeutet und heute vom Verthei⸗ 
= a . en. . AI diger mündlich ausgeführt wurde, das widerlegt ſich ſchon durch den Hin- 
Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach $ 81 St. ©,, weis auf den unſeren heutigen Straſproceß beherrſchenden Anklagegrund⸗ 


r hen Gebiete — ſatz und die Directiven, welche die Amtsthätigkeit der Organe beſtimmen, 


Der Angeklagte hatte in Aegypten einem Vorübergehenden gewaltſam | e 5 : ur au . 
eine Uhr entriſſen, war von Wachmännern angehalten worden und ö 
hatte ſich ſeiner Verhaftung widerſetzt. Vom Schwurgerichte Trieſt mit 
Urtheil vom 12. Februar 1884, Z. 5309, wegen Diebſtahls und = > 
öffentlicher Gewaltthätigkeit nach 8 81 St. G. verurtheilt, machte 6 Geſetze und Verordnungen. 
zegen letzteren Ausſpruch unter Anderem geltend, daß das erwähnte s 
er reden nur gegen öfterreichifche obrigkeitliche Organe begangen werden 1883. II. Semeſter. 
könne. Der Vertheidiger erörterte insbeſondere, daß, wenn man von der Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmint⸗ 
Vorausſetzung ausginge, es ſei das öfter. Strafgeſetz überall anwendbar, ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
ohne Unterſchied, ob die dadurch geſchützten Objecte öſterreichiſche ſeien N 
oder nicht, man dahin käme, wegen politiſcher Delicte gegen das Aus⸗ Nr. 23. Ausgeg. am 5. Juli. 


z. B. 65 St. G., einſchreiten zu müſſen, was doch oft! Allgemeines. 
101 1 8 rei c 6 Men, meBgeDDeEoit Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 30. Juni 1823, betreffs der 


Dagegen bemerkte der Generalprocurator: Annahme der von der Oeſterreichiſch⸗ungariſchen Bank einberufenen Noten der 
Es laſſe ſich unmöglich der Satz auſſtellen, daß das inländiſche „Privilegirten öſterreichiſchen Nationalbank“ zu 1000 fl. öſterr. Währ. mit dem 
Strafgeſetz nur Gegenſtände ſchütze, welche ſich im Julande befinden cn vom 1. März 1858. Z. 2658. F. M. 
oder das Intereſſe des Staates, in welchem das Strafgeſetz Geltung | Direete Beſteuerung. 


hat, ſpeciell berühren. Am wenigſten könne das vom öſterr. Strafgeſetze ge⸗ Abdruck von Nr. 119 R. G. Bl. 

ſagt werden, welches die immer deutlicher hervortretende Richtung auf Indirecte Abgaben und Staats monopole. 

eine Weltjuſtiz, auf gegenſeitige Unterſtützung der Staaten in der gemein- Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die internationale Ausſtellung 
ſamen Bekämpfung des Verbrechens, in der gemeinſamen Wahrung fremdländiſcher Producte in Boſton im Jahre 1883. Z. 18.590. 9. Juni. 

der durch das Verbrechen verletzten idealen Güter zuerſt durch ſeine Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die internationale photographiſche 


88 36, 39 und AO eingeſchlagen. Es gibt ſicherlich ſtrafbare Hand-] Ausſtellung in Brüſſel im Jahre 1883. Z. 19.829. 20. Juni. 


1 


Nr. 24. Ausgeg. am 14. Juli. 
Allgemeines. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 3. Juli 1883, betreffend 
die Einführung beſtimmter Abkürzungszeichen für die metriſchen Maß⸗ und Ge⸗ 
wichtsgrößen im amtlichen Verkehre. Z. 9089. 

Die Strafbeſtimmungen des § 11 des Allerhöchſten Patentes vom 23. Fr⸗ 
bruar 1820 für Zinsverheimlichungeu finden auch bei der 5% Steuer unter⸗ 
liegenden Gebäuden Anwendung. Z. 13.364. 10. Juli. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Zollbehandlung der für die Sobieski⸗Ausſtellung in Krakau im Jahre 
1883 beſtimmten Gegenſtände. Z. 20.057. 27. Juni. | 

Abdruck von Nr. 125 R. G. Bl. | 

Ermächtigung mehrerer bosniſch⸗herzegowiniſcher Zollämter zur Austritts⸗ 
behandlung von gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten gegen Steuer⸗Reſtitution. 
Z. 2914. F. M. 11. Juli. 


Nr. 25. Ausgeg. am 16. Juli. 
Indireete Abgaben und Staats monopole. 
Abdruck von Nr 129 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 126 R. G. Bl. 


Nr. 26. Ausgeg. am 21. Juli. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Juli 1883, womit für 
den Monat Auguſt 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3072. F. M. 


Nr. 27. Ausgeg. am 9. Auguſt. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verfaſſung der monatlichen Verkehrsausweiſe über die Waaren⸗Cin⸗ und 
Ausfuhr und der Bezirks⸗Sammlungs⸗ und Landestabellen über den auswärtigen 
Handel Oeſterreichs. Z. 19.605. 17. Juni. 

Abdruck von Nr. 132 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 134 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 135 R. G. Bl. 

Nr. 28. Ausgeg. am 21. Auguſt. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Inſtruction zur Unterſuchung von einfachen Aethern auf Weingeiſtgehalt. 
3. 24.634. 8. Auguſt. 

Zollbehandlung von Futtergetreide für die vön Reiſenden mitgeführken 
Zug⸗ und Laſtthiere. Z. 24.540. 31. Juli. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Hauptzollamtes zu Klauſenburg zur 
Verzollung von denaturirtem Olivenöl. Z. 25.543. 13. Auguſt. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Auguſt 1883, womit 
für den Monat September 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3474. F. M. 

Nr. 29. Ausgeg. am 12. September. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 140 R. G. Bl. 

Nr. 30. Ausgeg. am 22. September. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. September 1883, 
domit für den Monat October 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Zerwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
3. 3871. F. M. 


* 


* 
— 


Nr. 31. Ausgeg. am 1. October. 
Allgemeines. 


Abdruck von Nr. 154 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 155 R. G. Bl. 

Nr. 32. Ausgeg. am 3. October. 
Caſſa⸗ und Verrechnungsweſen. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 25. Auguſt 1883, betref⸗ 
fend die Erfolgung, Verrechnung und Refundirung der Militär⸗Taxfondszuſchüſſe 
zu den Patentalgehalten der Patental⸗Juvaliden, der Gendarmerie, der Militär⸗ 
Polizeiwache, des Militär⸗Wachcorps für die k. k. Civilgerichte in Wien und der 
Geſtütsbranche. Z. 13.674. 25. Auguſt. 

Nr. 33. Ausgeg. am 20. October. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 


* 


. 
* 


von Gefälls⸗Strafgeldern. Z. 30.600. 14. October. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. October 1883, womit! 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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für den Monat November 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten ift. Z. 4311. F. M. 
Ermächtigung der Zollexpoſitur zu Olchowice zur Verzollung von Geflügel⸗ 
eier. Z. 29.296. 3. October. 
Nr. 34. Ausgeg. am 27. October. 
Indirecte Abgaben und Staatsmon opole. 
Abdruck von Nr. 160 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 165 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 158 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 163 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 162 R. G. Bl. 
Nr. 35. Ausgeg. am 21. November. 
Allgemeines. 
Aenderung der Namensbezeichnung des k. k. 
garten. Z. 34.627. 4. November. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. November 1883, womit 
für den Monat December 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 4786. F. M. 
(Fortſetzung folgt.) 


Nebenzollamtes Neuthier⸗ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Marius Freiherrn von Paſetti⸗Friedenburg zum zweiten Sec⸗ 
tionschef im Miniſterium des Aeußern, dann den mit Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes bekleideten Hof⸗ und Miniſterialſecretär Hugo Freiherrn Glanz 
von Aicha zum wirklichen Sectionsrathe und den Titular⸗Hofſeeretär Anton von 
Gömöry zum wirklichen Hof⸗ und Miniſterialſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Dr. Johann Georg Ritter von 
Wörz zum Miniſterialrathe im Handelsminiſterium ernannt, dem Sectionsrathe 
Dr. Wilhelm Leddihn den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes und dem 
Miniſterialſecretär Lorenz Wolſchitz den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes, beiden taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hof⸗ und Miniſterialſecretären im Miniſterium 
des Aeußern Dr. Adalbert Edlen von Fuchs und Karl Ritter von Schultes 
den Titel und Charakter eines Sectionsrathes, den Hof⸗ und Miniſterialconcipi⸗ 
ſten erſter Claſſe Albert Grafen Amadei und Maximilian Freiherrn von 
Biegeleben den Titel und Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialſecretärs und 
dem Conceptsprakticanten Wladimir von Würth den Titel und Charakter eines 
Hof und Miniſterialeoncipiſten zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Thereſianiſchen und orientalischen 
Akademie Hofrathe Dr. Paul Gautſch von Frankenthurn die Allerhöchſte 
Anerkennung ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Tabakhauptfabrik in Hain⸗ 
burg Karl Ritter von Minnigerode anläßlich deſſen Penſionirung den Titel 
und Charakter eines Oberfinanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der galiziſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction Anton Piwernetz anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und 
Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamtscontrolor des Hauptzollamtes zu 
Wien Chriſtoph Fiſcher den Titel und Charakter eines Zolloberamts⸗Vicedirec⸗ 
tors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steueroberinſpector Karl Aßmann taxfrei 
den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeftät haben die Miniſterial⸗Viceſecretäre Karl Freiherrn Jacobi 
d' Ekholm und Dr. Auguſt Latſcher zu Deuniiterinlfecueitiwer, im Miniſterium 
für Cultus und Unterricht ernannt. g 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär der Bezirkshauptmannſchg a 
in Görz Rudolph Czermak Edlen von Eichenfeld das Ritterkreuz des Fralz⸗ 
Joſeph-⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Generaldirectton der öſten, 
reichiſchen Staatsbahnen kaiſerlichen Rathe Dr. Franz Liharzik den Tel ute 
Charakter eines Regierungsrathes taxfrei werliehen. 

Seine i haben den Stadtphyſikus in Prag Med. und Chir. Dr. 
Ignaz Pele zum Director des allgemeinen Krankenhauſes in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindewundarzte zu Elmen in Tirol Joſeph 
Perthaler das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 

Verwaltersſtelle in der neunten, eventuell eine Controlors⸗ oder Officials⸗ 
ſtelle in der zehnten oder eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei den 
Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien gegen Caution, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 241.) 

Zolloberamts⸗Officialsſtelle beim k. k. Hauptzollamte in Wien in der 
neunten, eventuell eine Zollamts⸗Officialsſtelle in der zehnten oder eine Aſſiſtenten⸗ 


oſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 241.) 
Theilweiſe Aenderung der Grundſätze über die Verwendung der Ueberſchüſſe 


Hiezu als Beilage: Bogen 25 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. * 


Für au Druck verantwortlich C. Gruß. 


